Bekanntmachung

Die Firma Moos Schotterwerke GmbH, Schwerstedterstraße 59 in 99955 Lützensömmern hat, mit Antrag vom 03.07.2019, die Änderung und Erweiterung der Vorhabensplanung auf Flächen, die unmittelbar an den bergrechtlich geführten Kalksteintagebau Struth angrenzen, beantragt. Die Vorhabensplanung beinhaltet die Gewinnung von nicht dem Bergrecht unterliegenden Bodenschätzen mittels Bohr- und Sprengarbeit und bedarf einer Zulassung nach § 4 i. V. mit § 16 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG).
Es handelt sich hierbei um ein Vorhaben, für das nach Anlage 1, Nr. 2.1.2, Spalte 2 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls zu erfolgen hat.

Gemäß § 5 Abs. 1 UVPG stellt die zuständige Behörde fest, ob nach §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird bekannt gegeben:

Aufgrund der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls unter Berücksichtigung der Kriterien gemäß Anlage 3 des UVPG wird gemäß § 10 Abs. 2 i. V. § 7 Abs. 1 UVPG festgestellt, dass mit dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen für die Umwelt verbunden sind und somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Als wesentliche Gründe für diese Feststellung sind zu benennen:
Mit der Vorhabensplanung ist keine wesentliche Vergrößerung der Abbaufläche und keine weitere Annäherung an die Ortslagen sowie keine Erhöhung der technischen Leistungsfähigkeit des Tagebaus und seiner Anlagen verbunden.

Der Fortbestand des lokalen Artenspektrums wird durch artgerechte Ausweichlebensräume gesichert. Für die nach Artenschutzrecht geschützten Tier- und Pflanzenarten werden geeignete Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt, so dass durch das Vorhaben keine artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ausgelöst werden. 

Da der Kalksteinabbau deutlich oberhalb grundwasserführender Horizonte stattfindet, erfolgt kein direkter Eingriff in das Grundwasser und in die Grundwasserverhältnisse im Umfeld. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3, Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. Die Entscheidungsgründe sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes (UIG) im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz, Abteilung 8, Referat 85 (Außenstelle Gera), Puschkinplatz 7, 07545 Gera, zugänglich.

Gera, den 14.11.2019
Mario Suckert
Präsident
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